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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Vorschläge 

in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen von 1989 über die Rechte 

des Kindes, 

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2011/95/EU über Normen für die Anerkennung von 

Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen 

Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen, die Anspruch auf 

subsidiären Schutz haben, sowie für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes1, 

– unter Hinweis auf das UN-Übereinkommen von 1979 zur Beseitigung jeder Form von 

Diskriminierung der Frau (CEDAW),  

– unter Hinweis auf die 1992 angenommene Allgemeine Empfehlung Nr. 19 des 

Ausschusses der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau 

– unter Hinweis auf die im Dezember 1993 angenommene Erklärung der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen, 

das erste internationale Menschenrechtsinstrument, das ausschließlich die Gewalt gegen 

Frauen betrifft, 

– unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 779/2007/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2007 zur Auflegung eines spezifischen Programms (2007-2013) zur 

Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und Frauen sowie 

zum Schutz von Opfern und gefährdeten Gruppen (Programm Daphne III) als Teil des 

Generellen Programms Grundrechte und Justiz, 

– unter Hinweis auf das Protokoll zur Verhinderung, Bekämpfung und Strafverfolgung des 

Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, in Ergänzung des 

Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte 

Kriminalität, 

1. fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten, das Europäische Institut für 

Gleichstellungsfragen (EIGE) und regierungsunabhängige sowie internationale 

Organisationen auf, weitere Bemühungen betreffend Erfassung, Überwachung und 

Austausch glaubwürdiger, nach Geschlecht aufgeschlüsselter Daten zu unternehmen, um 

eine umfassende Übersicht über die Zahl unbegleiteter Mädchen zu haben und die 

besonderen Bedürfnisse dieser Gruppe untersuchen zu können, damit ihre Unterstützung 

gewährleistet werden kann und konkrete Maßnahmen ergriffen werden, um auf diese 

Bedürfnisse eingehen zu können sowie bewährte Verfahren zur Verbesserung 

ausgetauscht werden können; 

                                                 
1 ABl. L 337 vom 20.12.2011, S. 9. 
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2. fordert die Mitgliedstaaten auf, das Recht unbegleiteter Mädchen auf Betreuung bei 

Behördengängen zu gewährleisten, damit der Status der Mädchen nicht ungeregelt bleibt 

und die Rechte des Kindes geschützt werden; weist mit Nachdruck darauf hin, dass 

Mädchen Mütter werden können und dass auch ihren Kindern eine angemessene 

Behandlung und ein umfassender Rechtsschutz seitens der Mitgliedstaaten zuteil werden 

muss; 

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Verfahren zur Altersfeststellung bei unbegleiteten 

Minderjährigen zu befolgen und ihre Daten nach Gesprächen mit den Sozialdiensten in 

die Datenbanken einzustellen und für die Dauer ihres Aufenthaltes dort zu behalten, bis – 

sofern möglich und gewünscht – ihre Familienzusammenführung geregelt ist oder sie das 

Erwachsenenalter erreicht haben; 

4. erinnert daran, dass unbegleitete Minderjährige, besonders Mädchen, doppelt so häufig 

Schwierigkeiten und Problemen ausgesetzt sind wie andere Minderjährige; stellt fest, dass 

sie dennoch dieselben Bedürfnisse haben wie andere Minderjährige und andere 

Flüchtlinge, da sie die gleichen Erfahrungen durchgemacht haben, und dass sie deswegen 

umso verletzlicher sind; 

5. weist auf die unterschiedlichen Gründe hin, aus denen unbegleitete Minderjährige in den 

Mitgliedstaaten ankommen sowie auf die unterschiedlichen Wege, die sie benutzen; weist 

darauf hin, dass anerkannt wird, dass es den geschlechtsbezogenen Menschenhandel gibt, 

sowie auf die Tatsache, dass Mädchen oft zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung, der 

kriminellen Ausbeutung, der wirtschaftlichen Ausbeutung wie beispielsweise der 

erzwungenen Organspende, der modernen Sklaverei oder der illegalen Kinderarbeit und 

der Bettelei gehandelt werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, das Recht dieser Mädchen 

auf Schutz und auf eine Aufenthaltsgenehmigung anzuerkennen, wenn sie in ihrem 

Zielland bleiben möchten; fordert, dass alle Unterstützungs- und Betreuungsmaßnahmen 

für Minderjährige geschlechterspezifisch angelegt sein sollten; 

6. weist darauf hin, dass die größte Herausforderung darin besteht, die Unsichtbarkeit von 

unbegleiteten Mädchen zu überwinden; weist mit Nachdruck darauf hin, dass diese 

Unsichtbarkeit eng mit der sozialen Ausgrenzung dieser Mädchen und mit dem Risiko 

ihrer sozialer Ausgrenzung und Verletzlichkeit einhergeht und auch dazu beiträgt, zumal 

diese Mädchen in dreifacher Hinsicht diskriminiert werden, weil ihr Status rechtlich 

irregulär ist, sie minderjährig und Mädchen bzw. Frauen sind; 

7. hält es für dringend notwendig, die Menschenhändlerringe zu zerschlagen, insbesondere 

was den Menschenhandel mit unbegleiteten Minderjährigen betrifft und vor allem im 

Falle der sexuellen Ausbeutung minderjähriger Mädchen, ergänzend zu einem Programm, 

mit dem den Opfern dieser Netze Hilfe und Unterstützung geleistet wird; 

8. fordert die Mitgliedstaaten auf, die eingerichteten Aufsichtsmechanismen anzuwenden, 

Berater zu benennen – für Mädchen vor allem weibliche Berater – und allen 

Minderjährigen Unterstützung und Anleitung bei der Wahrnehmung ihrer Rechte zu 

gewähren; 

9. fordert die Mitgliedstaaten, Vereinigungen und nichtstaatliche Organisationen auf, das 

Nachfolgeprogramm von Daphne III zu nutzen, das darauf abzielt, Gewalt gegen Kinder, 
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Jugendliche und Frauen zu verhindern und zu bekämpfen; fordert sie auf, spezifische 

Programme zur Beseitigung von Gewalt gegen und Diskriminierung von unbegleiteten 

Minderjährigen zu entwickeln; 

10. weist darauf hin, dass geschlechtsspezifische Gewalt und die Tatsache, Opfer von 

Menschenhandel geworden zu sein, bei der Beantragung von Asyl, unentgeltlicher 

Rechtsberatung und der rechtlichen Vertretung bei strafrechtlichen Ermittlungen und vor 

Gericht eine Rolle spielen; 

11. fordert die Mitgliedstaaten auf, zu gewährleisten, dass Dienstleistungen für unbegleitete 

minderjährige Mädchen auf der Grundlage einer vorherigen persönlichen Bewertung 

erfolgen, bei der Aspekte wie der jeweiligen Situation und dem Zustand jedes Mädchens 

Rechnung getragen wird, einschließlich des Herkunftsortes, der Familienstrategie, des 

persönlichen Netzes und der Beziehungen, des bisherigen Verlaufs der Migration, der 

Arbeitsmarktsituation, der familiären Verpflichtungen, des Zugangs zu sozialen 

Dienstleistungen im Ankunftsland; weist mit Nachdruck darauf hin, dass die 

Mitgliedstaaten und die für die Betreuung zuständigen Dienstellen mithilfe dieser 

Spezifikationen in der Lage sein sollten, das Profil der Mädchen zu bestimmen und 

besondere Maßnahmen zu konzipieren; weist mit Nachdruck darauf hin, dass für 

unbegleitete Mädchen aus den Ländern südlich der Sahara, die Opfer sexueller Gewalt 

sind (Vergewaltigung, erzwungene Schwangerschaft, Gewalt), für unbegleitete Mädchen 

aus Osteuropa, die Opfer von Menschenhandel zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung 

sind, für Roma-Mädchen, die zum Betteln auf die Straße geschickt werden oder die an 

geringfügigen Delikten beteiligt sind und für die Mädchen, die ausgewandert sind, um bei 

Verwandten unterzukommen, die sie nicht kennen, spezifische Profile in Erwägung 

gezogen werden sollten; 

12. fordert die Kommission auf, bewährte Verfahren für Aufnahme- und 

Inklusionsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten zusammenzustellen, wenn es darum geht, 

dass unbegleitete Mädchen eine angemessene Betreuung und Unterstützung erhalten 

sollen; fordert die Mitgliedstaaten auf, allen Kindern ohne Unterschied und unabhängig 

von ihrer Rechtsstellung oder ihres sonstigen Status Zugang zu angemessener 

Gesundheitsfürsorge zu gewähren und verbindlich professionelle Dolmetschdienste und 

interkulturelle Vermittlungshilfe vorzusehen; weist mit Nachdruck darauf hin, dass 

insbesondere Mädchen, aber auch Jungen, soweit dies möglich ist, von Ärzten des 

gleichen Geschlechts betreut werden sollten, wenn sie dies bevorzugen; hebt hervor, dass 

den emotionalen Problemen und dem geistigen Gesundheitszustand von Kindern, die von 

ihren Familien getrennt leben und Asyl beantragen, besondere Aufmerksamkeit gewidmet 

werden sollte; fordert die Mitgliedstaaten auf, spezielle Gesundheits- und 

Sportprogramme für unbegleitete Mädchen zu entwickeln, die Opfer von 

Genitalverstümmlungen oder einer anderen Form von sexueller Gewalt sind; 

13. fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass das Recht von Mädchen auf Bildung 

gewahrt wird und dafür zu sorgen, dass sie keiner doppelten Stigmatisierung ausgesetzt 

sind; 

14. weist mit Nachdruck auf die Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten betreffend 

Bedingungen und Regelungen zur Haft von Ausländern in einer Strafvollzugsanstalt hin 
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und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die grundlegenden 

Menschenrechte in diesem Bereich zu achten; fordert die Mitgliedstaaten auf, für 

weibliche Insassen eine Haft ohne die Gegenwart von Männern zu ermöglichen, um ihnen 

auf diese Weise ein entsprechendes Maß an Privatsphäre zu gewährleisten, außer es 

handelt sich bei den Männern um Familienangehörige; 

15. erinnert daran, dass unbegleitete Minderjährige in der EU oft von den Behörden wie 

Delinquenten behandelt werden, die gegen die Einwanderungsgesetze verstoßen haben, 

und nicht wie Personen mit Rechten, die ihnen aufgrund ihres Alters und ihrer besonderen 

Lage zustehen; 

16. fordert die Mitgliedstaaten auf, für eine angemessene menschliche Obhut zu sorgen, 

indem in den Unterkünften genug Mitarbeiterinnen zur Verfügung stehen, auch 

Dolmetscherinnen, damit Mädchen ein angemessenes geschlechtersensibles Umfeld und 

soziale, psychologische und ärztliche Betreuung für Mädchen geboten wird; betont, dass 

die betroffenen Mitarbeiter fortlaufend weitergebildet werden müssen, um über alle 

Gesetzesvorschriften betreffend die Minderjährigen in ihrer Obhut auf dem Laufenden zu 

sein; 

17. fordert Mitgliedstaaten auf, Mentoren, Berater oder Assistenten unter Berücksichtigung 

ihres Geschlechts auszuwählen, ausgehend von der Annahme, dass minderjährige 

Mädchen in einigen Fällen ein besseres Verhältnis zu weiblichem Personal haben; 

18. fordert die Mitgliedstaaten auf, verbindlich vorgeschriebene Schulungen in Sachen 

Gleichstellung einzuführen für Mitarbeiter, die unbegleitete Minderjährige in 

Unterkünften betreuen sowie für Befragende, Entscheidungsträger und Rechtvertreter von 

unbegleiteten Minderjährigen, und zu gewährleisten, dass die Polizei und die 

Justizbehörden in den Mitgliedstaaten regelmäßig in Gleichstellungsfragen geschult 

werden; 

19. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, spezifische Maßnahmen für 

schwangere Minderjährige oder Minderjährige mit Kleinkindern zu konzipieren und 

umzusetzen, zu denen auch psychologische und ärztliche Betreuung sowie 

Kinderbetreuungsdienste gehören; fordert ebenfalls, dass Unterkünfte während und 

besonders nach der Schwangerschaft an ihre besonderen Bedürfnisse angepasst werden;  

20. fordert die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Institut für 

Gleichstellungsfragen (EIGE) als Teil ihres nächsten Aktionsplans über unbegleitete 

Minderjährige harmonisierte Mindestnormen für eine Sensibilisierung für 

Gleichstellungsfragen auf der Grundlage bestehender bewährter Verfahren vorzuschlagen; 

21. fordert die Mitgliedstaaten auf, geschlechterdifferenzierte und kinderspezifische 

Broschüren in mehreren Sprachen herauszugeben, in denen Minderjährige über ihre 

Rechte und Pflichten als Asylsuchende aufgeklärt werden und in denen auch die 

unterschiedlichen Arten der geschlechterbezogenen Verfolgung dargelegt werden, die als 

Grund für die Gewährung von Asyl anerkannt werden; 

22. fordert die Mitgliedstaaten auf, zu prüfen, ob mit dem Geschlecht in Zusammenhang 

stehende Asylanträge nicht vorrangig behandelt werden sollten, damit Mädchen aus 
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Drittländern, in denen die politische Lage besonders instabil ist und in denen Mädchen 

diskriminiert werden und unter diversen Formen von Gewalt leiden, wie zum Beispiel 

Zwangsheirat, sexuelle Gewalt und Genitalverstümmelung, Schutz gewährt wird; 

23. weist darauf hin, dass kein Land als „sicher“ eingestuft werden kann, wenn es um 

geschlechtsbezogene Verfolgung geht, und fordert die Mitgliedstaaten auf, dies zu 

berücksichtigen; 

24. fordert die Kommission auf, der Lage unbegleiteter Mädchen aus nordafrikanischen 

Ländern besondere Aufmerksamkeit zu schenken; stellt fest, dass die südeuropäischen 

Mitgliedstaaten infolge der Ereignisse im Zusammenhang mit dem Arabischen Frühling 

mit erheblichen Zuströmen konfrontiert werden und daher von der EU angemessene 

Unterstützung bekommen müssen, damit sie diese Situation bewältigen können; 

25. fordert die Kommission auf, als Teil der Erweiterungshilfe präventive Maßnahmen für 

potenziell schutzbedürftige Gruppen einzuführen, indem sie angesichts der Risiken, denen 

diese Gruppen ausgesetzt sind, Programme zum Schutz unbegleiteter Opfer im 

Kindesalter finanziert. 
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